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Einleitung 

§ 1643 BGB regelt das Erfordernis vormundschaftsgerichtlicher Genehmi-
gung zu Rechtsgeschäften, die die Eltern für ihre Kinder vornehmen wollen. 
Die Vertretungs macht der Eltern in vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
wird durch diese Vorschrift erheblich eingeschränkt. 1 Die Erteilung der Ge-
nehmigWlg erscheint dennoch wenig spektakulär. 

Gleichwohl rückte das Genehmigungserfordernis des § 1643 BGB in den 
Vordergrund wissenschaftlicher Auseinandersetzung, als das Bundesverfas-
sungsgericht 1986 die Unvereinbarkeit der §§ 1643, 1629 Abs. 1 BGB mit 
Art. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG erklärte? In dieser Entscheidung hat sich das BWl-
desverfassungsgericht allerdings nur mit der Frage auseinandergesetzt, ob der 
eng umrissene Kreis der genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäfte ausreicht, 
den Minderjährigenschutz in hinreichendem Maße zu gewährleisten. 

Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich mit einer anderen Problema-
tik. Soweit es um die vormundschaftsgerichtliche Genelnnigung zu einem 
Rechtsgeschäft geht, ist zwischen der Genehmigungspflicht und der Genehmi-
gungsfähigkeit des Geschäfts zu unterscheiden. Die Frage, ob ein Geschäft ge-
nehmigwlgspflichtig ist, bereitet in der Regel wenig Probleme. Hier hilft ein 
Blick in das Gesetz. § 1643 Abs. 1 BGB verweist auf die Vorschriften der 
§§ 1821,1822 Nr. 1,3,5,8 bis 11 BGB, also auf einen abschließenden Katalog 
genehmigungspflichtiger Rechtsgeschäfte. 

Schwierigkeiten entstehen hingegen, soweit es um die Genehmigungsfähig-
keit eines Rechtsgeschäfts geht. Hier schweigt das Gesetz. Ein tatbestandlich 
fixierter Maßstab oder gar ein Katalog abschließender Kriterien, die das Vor-
mundschaftsgericht bei seiner Entscheidung zu beachten hat, fehlen. Zu der für 
die Eltern letztlich entscheidenden Frage, unter welchen Umständen die Ge-
nehmigWlg zu erteilen ist, sagt das Gesetz somit nichts. 

Damit ist der AusgangspWIkt für diese Arbeit gefunden. Die Grenzziehung 
zwischen Elternrecht und staatlichem Wächteramt gehört zu den rechtspolitisch 

1 Staudinger-Engler § 1643 Rdnr. 2. 
2 BVerfGE 72, 155 = FamRZ 1986, 769 = NJW 1986, 1859 = BB 1986, 1248 = 

WM 1986,828 = JZ 1986, 632 = JuS 1986,806. 
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besonders umstrittenen Problemfeldem im geltenden Kindschaftsrecht.3 Auch 
der Umfang der Entscheidungsbefugnis des Vormundschaftsgerichts wirft viele 
Fragen auf. Im Rahmen des § 1643 BGB kann es dem Vormundschaftsrichter 
nicht anheimgestellt sein, nach eigenem Belieben die Genehmigung zu erteilen 
oder zu versagen. Die Grenzen seiner Entscheidung sind festzulegen. 

Die vorliegende Arbeit gibt zunächst einen Überblick über die Ausprägun-
gen, die das Genehmigungserfordernis in seiner geschichtlichen Entwicklung 
erfahren hat. Im Anschluß wird der Frage nachgegangen, ob die vormund-
schaftsgerichtliche Genehmigung verfassungsrechtliche Bezüge - insbesondere 
zu Art. 6 GG - aufweist. 

Das letzte Kapitel der Arbeit beschäftigt sich mit der eigentlichen Entschei-
dung des Vormundschaftsgerichts. Hier ist von zentraler Bedeutung, welcher 
Maßstab der Entscheidung zugrunde liegt. Anband der ermittelten Ergebnisse 
wird aufgezeigt, welchen Grenzen das Vormundschaftsgericht bei seiner Ent-
scheidung unterworfen ist. Dabei werden die durch Rechtsprechung und lite-
ratur entwickelten Kriterien kritisch bewertet. Von Bedeutung ist ferner, ob 
dem Gericht ein Ermessen zusteht, dessen Grenzen nur beschränkt überprüfbar 
sind. Auch die Frage nach möglichen Nebenbestimmungen zur Entscheidung 
stellt sich in diesem Zusammenhang. 

3 SchUlter, Familienrecht, § 1 n 2 (S. 6). 



1. Kapitel 

Die Entstehungsgeschichte des Genehmigungserforder-
nisses und die Funktion des Vormundschaftsgerichts 

Gesetzliche Regelungsmechanismen erlauben staatliche Einflußnahmen auf 
das Eltern-Kind-Verhältnis. Bestandteil dieser Mechanismen ist das Genehmi-
gungserfordernis des § 1643 BGB, das dem Vormundschaftsgericht Einwir-
kungen in vermögensrechtlicher Hinsicht gestattet. 

Es erscheint heute selbstverständlich, daß der Staat auf familienrechtliche 
Verhältnisse Einfluß nehmen kann. Das Recht der elterlichen Sorge ist in ei-
nem pflichtbetont vormundschaftlichen Sinne ausgestaltet) und muß wegen der 
Gefahr eines möglichen Elternversagens staatlicher Einflußnahme zugänglich 
sein. 

Der vormundschaftliche Charakter der elterlichen Sorge kommt unter an-
derem darin zum Ausdruck, daß gesetzestechnische Verweise aus dem Recht 
der elterlichen Sorge in das Vormundschaftsrecht erfolgen. Gerade § 1643 
BGB ist dafür ein gutes Beispiel, denn diese Norm nimmt Bezug auf die vor-
mundschaftsrechtlichen Vorschriften der §§ 1821, 1822 Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11, 
1825, 1828 bis 1831 BGB. 

Allerdings wurde diese Einflußnahme durch das Vormundschaftsgericht auf 
das Eltern-Kind-Verhältnis als öffentliche Bevormundung der Eltern verstan-
den? Vor allem die vormundschaftsgerichtliehe Genehmigung nach § 1643 
BGB spiegele "das bedauerliche Übermaß reiner äußerlicher Rechtsvorschrif-
ten" wider, die "leider" Ausdruck des den Inhabern elterlicher Gewalt entge-
gengebrachten Mißtrauens seien.3 

Eine derartige Verkennung geschichtlicher Traditionen lenkt den Blick auf 
die Entstehungsgeschichte des Genehmigungserfordernisses und die Funktion 
des Vormundschaftsgerichts bei Anwendung des § 1643 BGB. 

) So schon Motive, Band N, S. 72A. 
2 So Fischer, Familie lUld Erbe, s. 14: "Jedenfalls haben deutsche Eltern es nicht 

nötig, zu Vormündern herabgedrückt und dadurch in ihren Beziehungen zu ihren Kin-
dern selbst öffentlich bevormlUldet zu werden." 

3 Fischer, Familie und Erbe, S. 13. 
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